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Martin Böhm: Sündenfall „Gemeinschaftsschulden“ – EU-Coronafonds kostet 

den deutschen Steuerzahler 150 Milliarden, und das wenigste Geld bleibt im 

Land 

 

Wie die „Welt am Sonntag“ aktuell berichtet, kosten die EU-Corona-Hilfen den deutschen 

Steuerzahler in den kommenden Jahrzehnten voraussichtlich rund 150 Milliarden Euro. Mit 

dem 2021 eingerichteten Corona-Wiederaufbaufonds (NextGenEU) hatte die EU erstmals 

gemeinschaftliche Schulden aufgenommen. Der Fonds besteht zum kleineren Teil aus 

Krediten, zum größeren Teil aus Zuschüssen, von den insbesondere süd- und osteuropäische 

Staaten profitiert haben. Die Schulden für die Zuschüsse müssen zwischen 2028 und 2058 

inklusive Zinsen an die Gläubiger zurückgezahlt werden. 

 

Der europapolitische Sprecher der AfD-Fraktion im Bayerischen Landtag Martin Böhm erklärt 

dazu: 

 

„Die Corona-Gemeinschaftsschulden sind der Sündenfall der EU schlechthin. Nach den EU-

Verträgen gilt formal immer noch, dass kein Mitgliedstaat für die Schulden eines anderen 

haftet. Dieses Prinzip wurde schon mit den Euro-‚Rettungsschirmen‘ durchlöchert. Der 

Wiederaufbaufonds ist die nächste Eskalationsstufe. Was als solidarischer Akt verkauft wird, 

entpuppt sich als Umverteilungsmaschine, die den Deutschen mal wieder am tiefsten in die 

Tasche greift. Hinzu kommt, dass niemand genau weiß, wo die Hilfen versickert sind und ob 

sie auch nur ansatzweise dem ursprünglichen Ziel des Fonds, nämlich einer höheren 

Krisenresilienz gedient haben. Letztlich ist der Fonds eine gigantische Fehlkonstruktion, auch 

hinsichtlich des erhofften Wirtschaftswachstums. Nur die AfD setzt sich mit aller Kraft gegen 

weitere Gemeinschaftsschulden auf EU-Ebene ein.“ 

 


